
FÜR EINE SOZIALE 
ALTERNATIVE ZUR POLITIK 
DER GROSSEN KOALITION!

Der Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD wird trotz einiger 
positiver Elemente wie beispielsweise die paritätischen Beiträge in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung den Anforderungen aus ge-
werkschaftlicher Sicht nicht gerecht. 

Keine Umverteilung
Obwohl die Ungleichheit in Deutschland wieder das Ausmaß von 
vor hundert Jahren angenommen hat, verzichtet die GroKo auf 
Umverteilung von oben nach unten: keine Vermögenssteuer, keine 
Änderung der Erbschaftssteuer, keine Erhöhung des Spitzensteu-
ersatzes. Die geplante Abschmelzung des Soli-Zuschlages führt zu 
erheblichen Einnahmeausfällen der öffentlichen Hand und entlas-
tet vor allem Haushalte mit relativ hohen Einkommen.

Investitionsstau
Der Investitionsstau in Deutschland beläuft sich auf hohe dreistelli-
ge Milliardenbeträge. Es gibt riesige Bedarfe für Verbesserungen in 
der Infrastruktur und mehr Personal in Bildung, Gesundheitswesen 
und Pflege. Statt diese Herausforderungen ernsthaft anzugehen, 
setzt die große Koalition auf ein „weiter so“ mit nur kleinen und 
völlig unzureichenden Korrekturen.

Altersarmut
Die Stabilisierung des Rentenniveaus bis 2025 ist ein Scheinerfolg. 
Laut Rentenversicherungsbericht liegt das Nettorentenniveau vor 
Steuern bis einschließlich 2024 sowieso mindestens bei 48 Pro-
zent und knickt erst danach nach unten ab. Die geplante Grund-
rente ist unzureichend. Wenn die falschen Weichenstellungen in 
der Rentenpolitik nicht korrigiert werden, droht Millionen Beschäf-
tigten Altersarmut.

Zweiklassenmedizin und Pflegenotstand
Trotz der geplanten Wiedereinführung der paritätischen Bei-
tragssätze sind wir meilenweit von einem solidarischen Gesund-
heitssystem entfernt: Tatsächliche hälftige Finanzierung der Ge-
sundheitsversorgung, Schritte hin zu einer Bürgerversicherung, 
Einschränkung der Anbieterdominanz? Alles Fehlanzeige. Die Un-
terfinanzierung der Pflege bleibt bestehen, die 8.000 neu geplan-
ten Stellen greifen viel zu kurz. 

Arbeitsmarkt
Nichts findet sich zu dringend notwendigen Maßnahmen gegen 
prekäre Beschäftigung und den Missbrauch von Werkverträgen, 
zur Stärkung des Mindestlohns und der Tarifverträge, zur sozialen 
Regulierung digitaler Arbeit. Die Einschränkung grundloser Befris-
tungen ist nur ein schwacher Kompromiss, Midi-Jobs sollen sogar 
ausgeweitet werden. Auch in der Arbeitsmarktpolitik gibt es kei-
nen Kurswechsel: keine Verbesserung der durch die „Hartz-Geset-
ze“ eingeschränkten Leistungen (Bezugsdauer Arbeitslosengeld I, 

Leistungshöhe Arebitslosengeld II, Zumutbarkeitsregelungen und 
Sanktionen). Unter dem Strich werden so in Deutschland prekäre 
Beschäftigung und Niedriglöhne zementiert statt eingedämmt.

Der Gesamtbeitragssatz zu den Sozialversicherungen soll unter 40 
Prozent gehalten werden. Damit werden Leistungskürzungen im 
Verlauf der 2020er Jahre vorprogrammiert.

Sündenbock Geflüchtete
Das Ganze wird dann noch garniert mit Formulierungen, die stark 
an die von der CSU geforderte Obergrenze von Flüchtlingen erin-
nern. Suggeriert wird, dass Deutschland keine Verantwortung für 
die Fluchtursachen trägt. Zudem soll verstärkt aufgerüstet werden 
und Deutschland sich weiter an Militäreinsätzen des Westens be-
teiligen. Suggeriert wird ferner, dass etwaige Belastungen durch die 
Gesellschaft nicht aushaltbar wären. Beides ist falsch.
 

Gewerkschaften müssen ihr politisches Mandat 
offensiv wahrnehmen!
Die Umsetzung des GroKo-Vertrages wäre ungeeignet, die realen 
gesellschaftlichen Probleme, insbesondere die Armuts- und Reich-
tumsentwicklung, zu lösen. Statt den Koalitionsvertrag zu bejubeln, 
müssen die Gewerkschaften ihre inhaltlichen Anforderungen an die 
Koalition und die Regierung bekräftigen und diese durch öffent-
lichkeitswirksame Kampagnen untermauern. Die Gewerkschaften 
müssen konsequent ihre Aufgabe als parteipolitisch unabhängige In-
teressenvertretung der von Lohnarbeit abhängigen Menschen wahr-
nehmen. Eine soziale Alternative, ein Politikwechsel für gute Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit und für Frieden ist und bleibt notwendig. 

Wir engagieren uns im DGB und seinen 
Gewerkschaften insbesondere für:
• eine Politik, die gute Arbeit für alle schaffen will, mit voller sozi-

aler und tariflicher Absicherung und mehr Beschäftigung in ge-
sellschaftlichen Bedarfsbereichen.

• eine Steuerpolitik, die auf Mehreinnahmen zielt und von oben 
nach unten umverteilt (z.B. Vermögenssteuer, Erbschaftssteuer, 
Unternehmenssteuer und Spitzensteuersatz)

• eine Sozialpolitik, die ein auskömmliches Leben für alle ermög-
licht (z.B. Nein zur Rente mit 67, Anhebung des Rentenniveaus 
auf vor Agenda-Niveau, Erwerbstätigen- und Bürgerversiche-
rung, Anhebung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeld I, deut-
liche Anhebung des Arbeitslosengeld II, Sanktionsfreiheit des 
Existenzminimums)

• eine Politik gegenüber Migrantinnen und Migranten, die ver-
deutlicht: Der Gegensatz verläuft nicht zwischen drinnen und 
draußen, sondern zwischen oben und unten! Solidarität und 
Verständigung statt Rassismus und Sündenbockpolitik.
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